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Nicht behandelte Mündliche Anfrage Nr. 20 
 

der Abgeordneten Marianne Burkert-Eulitz (GRÜNE) 
 
aus der 29. Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 21. März 2013 und  Antwort 

Der Bund-Länder-Streit um den Fonds für Betroffene sexuellen Kindesmissbrauchs blockiert 

die notwendige Hilfe – was tut Berlin? 
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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

nicht erledigte Mündliche Anfrage gemäß § 51 Abs. 5 der 

Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses wie folgt: 

 

1. Welche Meinung vertritt der Berliner Senat zur Ein-

richtung eines Fonds in Höhe von 100 Millionen Euro, an 

dem sich der Bund mit 50 Millionen beteiligen will und 

auch die Länder 50 Millionen beitragen sollen, damit 

daraus unabhängig von anderen Hilfen notwendige The-
rapien, Beratungen und Behandlungen für Betroffene, die 

als Kind sexuelle missbraucht wurden finanziert werden 

können, als ein wichtiges Ergebnis des Runden Tisches? 

 

2. Was wird der Berliner Senat konkret unternehmen, 

um die Forderungen und Ergebnisse des Runden Tisches 

auf allen Ebenen umzusetzen?  

 

Zu 1. und 2.: Berlin steht den Empfehlungen des Run-

den Tisches „Sexueller Kindesmissbrauch“ grundsätzlich 

positiv gegenüber und ist bemüht, die Voraussetzungen 
für notwendige Hilfeleistungen an Betroffene zu schaffen.  

 

Bund, Länder und Kommunen und die Institutionen, 

in deren Verantwortungsbereich sexueller Missbrauch 

stattgefunden hat, sind aufgefordert, gemeinsam ein Hil-

fesystem zur Unterstützung der Betroffenen einzurichten.  

 

Die Verhandlungen mit dem Bund werden für das 

Land Berlin durch die Senatsverwaltung für Bildung, 

Jugend und Wissenschaft geführt in enger Abstimmung 

mit den betroffenen Senatsverwaltungen.  

 
Im Einvernehmen mit der Mehrheit der Länder über-

nimmt Berlin die staatliche Verantwortung für die Ent-

schädigung von Opfern sexuellen Missbrauchs in Einrich-

tungen des Landes. Dabei hat – entsprechend der Empfeh-

lungen des Runden Tisches Sexueller Kindesmissbrauch – 

die Erweiterung bestehender Regelsysteme (u.a. Gesetzli-

che Krankenversicherung, SGB V und Opferentschädi-

gungsgesetz) Vorrang vor der Schaffung eines ergänzen-

den Hilfesystems. Als (ehemaliger) Arbeitgeber oder 

Träger von Einrichtungen in den Bereichen der Behinder-

tenhilfe, Krankenhäuser sowie Schulen und Jugendstraf-

anstalten seit 1949 bis heute und wird die Schaffung eines 

ergänzenden Hilfesystems unterstützt.  

 

Wie alle Länder setzt sich Berlin dafür ein, dass dieses 

ergänzende Hilfesystem unbürokratisch, transparent und 

niedrigschwellig zugänglich ist, den Opfern Schutz vor 

Retraumatisierung bietet und damit verlässliche und 

schnelle Hilfen ermöglicht.   

 
Vertreterinnen und Vertreter der Jugend- und Famili-

enministerkonferenz befinden sich derzeit in konstrukti-

ven Gesprächen mit dem Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend über die Konzeption eines 

ergänzenden Hilfesystems für Betroffene sexuellen Miss-

brauchs für den institutionellen Bereich. Allerdings be-

dürfen die vom Bund vorgelegten Entwürfe für ein ergän-

zendes Hilfesystem und für Leistungsleitlinien aus Sicht 

der Länder weiterer Klärung. Das betrifft u.a. das fachli-

che Anliegen der Länder, die vorgesehenen Anlauf- und 

Beratungsstellen mit ausgebildeten Fachkräften auszustat-
ten.  

 

Das ergänzende Hilfesystem kann nach derzeitigem 

Planungsstand und Fortgang des Bund-Länder-Abstim-

mungsprozesses voraussichtlich im (Früh-)Sommer 2013 

zur Verfügung stehen. 

 

 

Berlin, den 22. März 2013 

 

 

In Vertretung 
 

 

Sigrid Klebba 

Senatsverwaltung für Bildung, 

Jugend und Wissenschaft 

 

 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 05. Apr. 2013) 


